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„Der goldene Spazierstock“
Die politische Kaste predigt Verzicht und Bescheidenheit. Vor allem die Regierungsparteien 

wollen am Sozialstaat sparen. Doch in eigener Sache sind Politiker nach wie vor 
großzügig: Als Doppelverdiener genießen viele Abgeordnete bemerkenswerte Privilegien.
Der Staat gibt zuviel Geld aus“,
schimpft Otto Graf Lambsdorff.
Notwendig seien nun Kürzungen

bei Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe.
Und auch das reicht dem FDP-Ehrenvor-
sitzenden noch nicht: Seine Streichliste
„geht dann natürlich herunter bis zur
Sozialhilfe“.

Der Ex-Wirtschaftsminister hat gut re-
den. Neben Einkünften aus seiner An-
waltskanzlei und diversen Aufsichtsräten
sowie seinen Abgeordnetendiäten kassiert
der 70jährige bereits seit über zwölf Jahren
einen Teil seiner Versorgungsbezüge. Al-
lein rund 4000 Mark Ruhegeld monatlich
sind das zur Zeit – bis heute insgesamt weit
über 600000 Mark. Und niemand wird ihm
diese Bezüge kürzen.

Auch der Christdemokrat Friedhelm Ost,
Vorsitzender des Wirtschaftsausschusses im
Bundestag, verlangt jetzt „mutige Opera-
tionen“, um „Krankheitsherde in Wirt-
schaft und Gesellschaft“ zu beseitigen.

Nach dem Ende seiner Amtszeit als Re-
gierungssprecher 1989 hatte Ost, damals
46, fünf Jahre lang Anspruch auf 75 Prozent
seiner Dienstbezüge. Die Pensionen wur-
den später zwar zum Teil gekürzt. Alles in
allem aber blieb ihm noch eine halbe Mil-
lion Mark: eine schöne Ablösesumme für
einen, der keineswegs ins Bodenlose fiel,
sondern zunächst als Hauptgeschäftsführer
oppelt genäht  Mitglieder im Klub
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ottfried Haschke,
1, CDU – zwei Jahre
arlamentarischer
taatssekretär
PStS) im Landwirt-
chaftsministerium
bergangsgeld: 
twa 120000 Mark

ensionsberechtigt 
eit Frühjahr 1995: 
nspruch auf 
450 Mark monatl.
an die Spitze eines Wirtschaftsverbandes
und Ende 1990 in den Bundestag wechsel-
te. Heute sind es immer noch rund 3000
Mark, die Ost neben seinem Parlamenta-
riergehalt (11300 Mark) als vorgezogenes,
reduziertes Ruhegeld bekommt. Und auch
daran wird sich nichts ändern.

Den CDU-Finanzexperten Gerhard
Stoltenberg erfreut jedes Konzept, das ei-
nen „radikalen Umbau des Sozialstaates“
zum Ziel hat und dabei vor der „jetzigen
Rentenformel“ nicht haltmacht.

Seine eigene Pensionsformel sieht so
aus: Als ehemaliger Kieler Ministerpräsi-
dent und langjähriger Bundesminister hat
er seit 1992 Anspruch auf ein Ruhegeld,
derzeit monatlich 18564 Mark brutto. Da-
von werden 5650 Mark – die Hälfte der
Diäten – abgezogen. Es bleiben 12 914
Mark, die sich mit dem vollen Abgeordne-
tengehalt auf etwa 24000 Mark im Monat
summieren.

Das Trio steht für eine Vielzahl von Fäl-
len. Kaum eine Bevölkerungsgruppe hat
sich so gut versorgt, wie die Volksvertre-
ter in Bonn und in den Bundesländern.
Politiker 
π sind in der Regel schon mit 55 Jahren, in

einigen Bundesländern sogar noch eher,
pensionsberechtigt: Sie kassieren Al-
tersgeld, wenn sie noch fit sind, und dür-
fen trotzdem jede Menge Geld dazu-
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 der parlamentarischen Besserverdiener im B

Albert Pro
65, CSU –
acht Jahre
im Forschu
ministerium

Übergangs
rund 1700

Pension se
1994: z.Zt
3500 Mark

inrich Lummer,
, CDU – fünf
re Innensena-
und Bürger-
ister in Berlin

rgangsgeld: 
a 120000 Mark

sorgungsbezüge
t Herbst 1987:
t. rund 4900
rk monatl.

Günter Marten,
58, CDU – Fre-
gattenkapitän
a.D. seit 1989

Frühpension seit
1990: z.Zt. rund
2280 Mark mo-
natl.
verdienen – für den Normalbürger be-
ginnt das Pensions- und Rentenalter ein
Jahrzehnt später;

π bekommen, wenn sie aus einem Regie-
rungsamt ausscheiden, hohe Übergangs-
gelder, auch wenn sie in den Bundestag
oder auf gutdotierte Posten in der 
Privatwirtschaft wechseln – die Beträge
addieren sich für einzelne Betroffene oft
auf mehrere hunderttausend Mark;

π müssen ihre Amtsgehälter,Versorgungs-
bezüge und Abgeordnetendiäten nur
teilweise gegeneinander verrechnen las-
sen: ein Privileg, von dem auch Beamte
nur träumen können, bei denen Versor-
gungsbezüge aus verschiedenen öffent-
lichen Kassen gegeneinander aufgerech-
net werden – und einfache Rentner erst
recht.
Mehr als 80 der 672 Bundestagsabge-

ordneten zählen inzwischen zum Klub der
Erlauchten, die aus mehreren öffentlichen
Kassen gleichzeitig Geld beziehen.

Als gäbe es keine Diskussion um die Zu-
kunft des Renten- und Sozialsystems, strei-
chen viele Politiker schon nach kurzer
Amtszeit Versorgungsbezüge ein, die man-
cher Arbeitnehmer nicht einmal in 40 Bei-
tragsjahren erreicht.

Nach dem peinlichen Gezerre um die
Verbesserung der Abgeordnetenbezüge
(spiegel 38/1995), nach dem öffentlichen
onner Bundestag, denen neben ihren Bezügen 

Hans-Peter Repnik,
49, CDU – über fünf
Jahre PStS im 
Entwicklungshilfe-
ministerium

Übergangsgeld bis
November 1997: 
insgesamt rund
177000 Mark 

bst,
 gut
 PStS
ngs-

geld:
00 Mark

it Anfang
. knapp
 monatl.

Erich Riedl, 63,
CSU – fast sechs
Jahre PStS im
Wirtschaftsmini-
sterium

Übergangsgeld: 
gut 170000 Mark

Pension seit Februar
1996: z.Zt. rund
2900 Mark monatl.



Deutscher Bundestag: „Lebensleistung im Dienste des Gemeinwohls“

F.
 S

C
H

U
L
Z
 /

 F
R

IE
D

R
IC

H
S

O
N

(113

Hei
Rie
CDU
Jah
min

Übe
run

Pen
199
500
Streit um skandalöse „Übergangsgelder“
für ausscheidende Regierungsmitglieder,
gerät nun auch eines der letzten Privilegi-
en des Parlaments ins Zwielicht: die ge-
neröse Doppelversorgung der politischen
Klasse.

Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth
beispielsweise, die mit doppelten Diäten
und Pauschalen (zusammen knapp 30000
Mark) bestens ausgestattet ist, erhält seit
Jahren einen kräftigen Zuschuß. Nach ih-
rer gut dreijährigen Amtszeit als Familien-
und Gesundheitsministerin standen ihr drei
Jahre lang Übergangsgelder von insgesamt
über 200000 Mark zu. Seit ihrem 55. Ge-
burtstag im Februar 1992 streicht die
Christdemokratin eine Teilpension ein –
derzeit rund 2300 Mark monatlich plus
Weihnachtsgeld. Das sind bis heute noch
einmal rund 140000 Mark extra.

Ihr Stellvertreter Hans-Ulrich Klose
(SPD), früher Senator und Erster Bürger-
00 Mark Diäten plus steuerfreie Pauschale) n

Hannelore
Rönsch, 54, CDU –
fast vier Jahre 
Familienministerin
Übergangsgeld 
bis November 1997:
insgesamt etwa
240000 Mark

danach Pension: 
gut 2500 Mark 
monatl.

nz 
senhuber, 61,
 – über zehn

re Forschungs-
ister

rgangsgeld:
d 235000 Mark

sion seit Anfang
6: z.Zt. über
0 Mark monatl.

Wolfgang
Schäuble,
CDU – sieb
re Kanzlera
und Innen
Übergangs
rund 2300
Pension ab
Sept. 1997
4200 Mark
bei doppe
als Fraktio
meister in Hamburg, hat es ähnlich gut ge-
troffen: Erst zwei Jahre Übergangsgeld
(rund 200000 Mark) und jetzt, seit fast fünf
Jahren, Altersgeld aus Hamburg plus
gekürzte Diäten aus Bonn – zusammen
rund 24500 Mark monatlich. Das summiert
sich, mit Weihnachtsgeld, allein in diesem
Jahr auf über 300000 Mark.

Die Begünstigten reden über ihre Privi-
legien nur höchst ungern. Versorgungsbe-
züge seien, so heißt es in einer vom Bun-
deskabinett schnell verabschiedeten Er-
klärung zur Rechtfertigung der Pfründen,
der Lohn „für eine im Dienste des Ge-
meinwohls erbrachte berufliche Lebens-
leistung“. Niemand dürfe „durch unbe-
rechtigte Neidkampagnen“ diskreditiert
und „von einem Weg in die Politik abge-
schreckt werden“.

Unter den Doppelverdienern sind die
politischen Frühpensionäre die mit Ab-
stand stärkste Gruppe. Hierzu zählen
d e r  s p i e g e l  1 4 / 1 9 9 7
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Dieter Schulte,
55, CDU – über
zehn Jahre PStS
im Verkehrsmini-
sterium

Übergangsgeld:
rund 170000 Mar

Pension seit Juni
1996: z.Zt. rund
3900 Mark mona

Dietmar Schlee,
59, CDU – zwölf
Jahre Minister in
Stuttgart

Übergangsgeld: 
rund 36000 Mark

Pension seit 1992;
unterm Strich: z.Zt.
rund 6200 Mark
monatl. extra
π alle ehemaligen Minister und Parlamen-
tarischen Staatssekretäre, die 55 Jahre
oder älter sind, und deshalb als Bundes-
tagsabgeordnete nebenbei bereits die
Hälfte ihrer Pensionen beziehen;

π alle Bundestagsabgeordneten, die als
frühere Landesminister neben ihren
vollen Abgeordnetendiäten schon jetzt
halbe Ruhegelder erhalten, weil sie
ebenfalls mit 55 Jahren (und in einigen
Ländern sogar noch früher) pensions-
reif werden;

π ehemalige Landräte, Bürgermeister, Bei-
geordnete oder andere politische Be-
amte, denen unabhängig vom Alter seit
dem Ausscheiden aus ihren Ämtern
neben den Abgeordnetendiäten ein Ru-
hegeld zusteht;

π Berufsoffiziere der Bundeswehr, für die
vorgezogene Pensionsgrenzen gelten,
und die deshalb im Bundestag sowohl
Mandatsbezüge als auch anteilig Offi-
zierspensionen erhalten;

π Bundestagsabgeordnete, die nach ihrem
Ausscheiden aus der Bundes- oder ei-
ner Landesregierung zwar zu jung für
Pensionsbezüge sind, aber gleichwohl
neben ihren Diäten bis zu drei Jahre
Übergangsgeld von derzeit maximal
240000 Mark erhalten.
Und dennoch appellieren Bonner Politi-

ker an die Bescheidenheit ihrer Unterta-
nen. Selbst der CDU-Sozialpolitiker und
Fraktionsvize Heiner Geißler findet Struk-
turveränderungen und Einsparungen etwa
bei der Kranken- und Rentenversicherung
„natürlich“ unausweichlich.Als ehemaliger
Landes- und Bundesminister bringt es
Geißler seit Ende 1985 auf eine Zusatzver-
sorgung. Sie addiert sich bis heute inklusi-
ve Übergangsgeld auf weit über 800000
Mark.

Alles legal, aber in Zeiten allgemeiner
Sparopfer nicht unbedingt legitim. Selbst
im Bundestag werden erste Zweifel an der
Versorgung de Luxe laut. Der Flensburger
23

tehen:

Irmgard 
Schwaetzer, 54,
FDP – siebenein-
halb Jahre Staats-
und Bauministerin

Übergangsgeld 
bis November 1997:
insgesamt etwa
240000 Mark

danach Pension: rd.
4400 Mark monatl.

k

tl.

Peter Kurt 
Würzbach, 59, CDU
– gut sechs Jahre
PStS im Verteidi-
gungsministerium

Übergangsgeld: 
rund 160000 Mark

Pension seit 1993:
z.Zt. rund 3000
Mark monatl.
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CDU-Abgeordnete Wolfgang Börnsen,
Mitglied im Wirtschaftsausschuß, fürchtet:
„Das ist den Bürgern nicht zu vermitteln
und ist auch nicht vertretbar.“ Karl Heinz
Däke, Präsident des Steuerzahlerbundes,
spricht von einer „Politik des goldenen
Spazierstocks. Diese Art Selbstbedie-
nungsladen ist unerträglich“.

Gern verweisen die Politiker auf ande-
re, denen es angeblich oder tatsächlich
noch besser geht als ihnen: Chefredak-
teure, Intendanten, Professoren. Er lasse
sofort mit sich über seine Einkünfte dis-
kutieren, erklärt der FDP-Politiker und
Bundestagsvizepräsident Burkhard Hirsch
(gekürzte Monatspension neben den Diä-
ten heute: knapp 5000 Mark), „wenn die
vielen dickbäuchigen Kritiker, die sich
über unsere angeblich zu fetten Bezüge
beugen, uns ihre Altersversorgung und
Verträge zeigen“. Solange das nicht ge-
schehe, „sollten Leute wie Däke das Maul
halten“.

Auch im Vergleich zu den Beamten
fühlen sich die Parlamentarier ständig be-
nachteiligt.Während sie selbst immer wie-
der mal auf Diätenerhöhungen verzichte-
ten, seien die Gehälter der Staatsdiener
kontinuierlich gestiegen.

Der Dschungel der für politische Früh-
pensionäre geltenden Verordnungen, Pa-
ragraphen und Ausführungsbestimmungen
ist so dicht, daß „sogar Fachleute Schwie-
Freidemokratischer Ex-Minister Möllemann: Starthilfe vom Steuerzahler 
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Wieder einmal sind es die 
Grünen, die gegen den Bonner

Korpsgeist verstoßen
rigkeiten haben, durchs Gestrüpp zu
blicken“, räumt der SPD-Abgeordnete und
Versorgungsexperte Dieter Wiefelspütz
ein.

Doch wer auch immer diesen Dschungel
zu durchdringen versucht, stößt nur auf
Widerstände. Die Bundestagsverwaltung
fühlt sich gar nicht erst zuständig. „Norm-
adressat“ für die im Bonner Abgeordne-
tengesetz vorgesehene Anrechnung von
Ruhegeldern sei nicht etwa die Parla-
mentsbürokratie, zuständig seien vielmehr
„andere öffentliche Stellen“.

Nähere Auskünfte könnten nur die Be-
troffenen selbst oder deren Pensionskassen
erteilen.Aber die Begünstigten sorgen kei-
neswegs für Transparenz.Alle Fragen seien
mit dem Kabinettsbeschluß zu den Versor-
gungsbezügen beantwortet, so lautete die
immer wiederkehrende Auskunft. Doch das
Kabinettspapier drückt sich trotz schöner
Worte um alle wesentlichen Fragen. Keine
Zahlen, keine Daten, keine Fakten.

Bundestagspräsidentin Süssmuth läßt
gerade noch ausrichten, daß „alle Anga-
ben, die die Präsidentin betreffen, im Bun-
destagshandbuch stehen. Den Rest regeln
die einschlägigen Gesetze“.

Heiner Geißler, sonst nie um Antwort
verlegen, schweigt trotz mehrfacher An-
24
fragen beharrlich. Der stille Rudolf Seiters,
der für seine vierjährige „Lebensleistung“
als CDU-Bundesminister Übergangsgeld
bekam (rund 230 000 Mark) und heute
knapp 3400 Mark Pension monatlich neben
seinen Abgeordnetenbezügen kassiert, ist
gänzlich abgetaucht.

Parteifreund Christian Schwarz-Schil-
ling (monatliches Extra derzeit rund 5000
Mark) mußte schnell nach Bosnien. Und
Bundestagsvizepräsident Klose läßt mit-
teilen, er wolle gern „über alles reden, nur
nicht darüber“.

Es gibt wenige Ausnahmen: Gerhard
Stoltenberg etwa, der seine Einkünfte of-
fenbarte, und Dietrich Sperling von der
SPD. Der Parteilinke, in Helmut Schmidts
Kabinett Parlamentarischer Staatssekretär,
rechnete seine Pensionsbezüge penibel vor:
„Die monatliche Summe ist 3465,23 brut-
d e r  s p i e g e l  1 4 / 1 9 9 7
to. Zu Weihnachten liegt sie erheblich
höher, DM 10099,16 brutto“. Sperling, al-
lerdings, findet „die ‚Doppelalimentation‘
nicht in Ordnung“.

Die beiden Ex-Minister in der Grünen-
fraktion, Joschka Fischer und Waltraud
Schoppe, hatten auch keine Scheu. Fischer
teilte freimütig die Höhe seiner Über-
gangsgelder mit, die er bis Ende 1996 als
ehemaliger hessischer Umweltminister be-
kam – zuletzt rund 4700 Mark monatlich.

Einfache Abgeordnete wie Dietrich 
Austermann, der als früherer Bürgermei-
ster in Barsbüttel und Brunsbüttel knapp
2000 Mark monatlich dazuverdienen soll,
reagierten dagegen verschreckt. „Sie wol-
len mir wohl in den Hintern schießen“,
sagt der Holsteiner und legt Wert auf die
Feststellung: „Meine Bezahlung war früher
höher als jetzt.“



SPD-Ex-Bürgermeister Klose: Rund 200000 Mark Übergangsgeld
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Grüne Ex-Ministerin Schoppe
Ab Juni schon die halbe Pension
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CDU-Ex-Minister Stoltenberg
Alle Einkünfte offenbart
Die Ausländerbeauftragte Cornelia
Schmalz-Jacobsen, 62, einstmals vier Jah-
re FDP-Familiensenatorin in Berlin, will
sich „als Betroffene an der Debatte nicht
beteiligen“ und findet für ihre Apanage
nur dürre Worte: „Ich nehme das hin 
wie Regen oder Schnee.“ Ihr warmer Re-
gen: immerhin rund 190000 Mark Über-
gangsgeld und eine anteilige Pension seit
1991 – derzeit rund 4300 Mark – neben 
den Diäten.

Ex-Minister Jürgen Warnke, 65, reagiert
einigermaßen hektisch. Der CSU-Abge-
ordnete – Übergangsgeld: etwa 230 000
Mark, Pension seit Januar 1994, momentan
rund 4500 Mark monatlich – verläßt flucht-
artig die Lobby des Bonner Parlaments:
„Das ist für mich kein Thema mehr.“

Arnulf Kriedner (CDU), der als früherer
Bezirksbürgermeister in Berlin „an die
2100 Mark“ nebenbei hat, fühlt sich durch
die Doppelversorgung keineswegs belastet.
Er habe sich sehr wohl überlegt, für den
Bundestag zu kandidieren, sagt der Berli-
ner Unionsmann. Und obwohl es ihn in
den sechs Jahren seiner Bonner Tätigkeit
kaum einmal von der Hinterbank in die
Schlagzeilen gespült hat, möchte er sich in
seinen Bezügen allenfalls mit einem In-
tendanten oder einem Prokuristen vergli-
chen wissen.

Auch die SPD-Opposition meidet das
heikle Thema. Denn in ihren Reihen sitzen
ebenfalls Begünstigte. Christoph Zöpel, der
zwölf Jahre lang in Düsseldorf Minister
war, bekommt seit 1990 neben seinen Diä-
ten auch Pension – allein in diesem Jahr
rund 100000 Mark.

Der heute 53jährige Sozialdemokrat fin-
det das völlig in Ordnung: „Ich würde sonst
d e r  s p i e g e l  1 4 / 1 9 9 7
als Abgeordneter nicht arbeiten.“ Nach
seiner Meinung ist er sogar zu schlecht be-
zahlt: „Ich halte mich für so gut wie die
meisten Chefredakteure.“

Grundsätzlich sind Übergangsgelder, die
den Abschied von einem Regierungsamt
versüßen sollen, nicht zu beanstanden. Sie
wurden beschlossen, um die Unabhängig-
keit der Politiker zu stärken. Ein Re-
gierungsmitglied sollte und soll finanziell
so abgesichert sein, daß es jederzeit ent-
lassen werden kann, ohne zum Sozialfall
zu werden.

Nur vergaßen die Volksvertreter beim
Formulieren des Gesetzestextes diejeni-
gen, die das gutdotierte Amt in der Regie-
rung mit einem noch besser bezahlten Po-
sten in der Privatwirtschaft vertauschen. So
werden Übergangsgelder bislang nur ge-
gen andere Einkünfte aus öffentlichen Kas-
sen verrechnet, im Bundestag allerdings
nur maximal bis zur Hälfte der Diäten.
Wer in die Wirtschaft wechselte, bekam
die Apanage ungekürzt.

Das System wankt, seit die luxuriösen
Ablösegelder am Beispiel der Parlamen-
tarischen Staatssekretärinnen Cornelia
Yzer (CDU) und Michaela Geiger (CSU)
Aufsehen erregten. Deren Pech: Beide
hängen für andere und mußten unter dem
Druck der öffentlichen Empörung Verzicht
geloben.

Das Bundeskabinett gab bei Innenmini-
ster Manfred Kanther eilends einen Ge-
setzentwurf in Auftrag: Übergangsgelder
nur noch für wirklich Bedürftige. Alles,
was neben den Diäten verdient wird, soll
angerechnet werden.

Alles? Kanthers „Eckpunkte“ gelten 
nur für künftige Fälle. Wer bisher schon
Übergangsgeld kassiert, genießt Vertrau-
ensschutz und bekommt es weiter – es sei
denn, das Gewissen mahnt.

So etwa beim Christdemokraten Rein-
hard Göhner, der bis November 1994 fast
vier Jahre lang Parlamentarischer Staats-
sekretär erst im Justiz- und dann im Wirt-
schaftsministerium war. Nach seinem Aus-
scheiden aus der Regierung bekam er ne-
ben den Diäten Übergangsgeld (insgesamt
fast 130 000 Mark), und das auch noch, als
der Abgeordnete im Oktober 1996 zu-
sätzlich wohldotierter Hauptgeschäfts-
führer des Arbeitgeberverbandes wurde.
Erst unter dem Druck peinlicher Schlag-
zeilen verzichtete Göhner Anfang dieses
Jahres auf den Rest der Übergangsver-
sorgung.

Nicht betroffen von Kanthers Gesetz-
entwurf sind auch diejenigen, die sich nach
dem Abschied vom Regierungsamt mit
dem Bundestagsmandat zufriedengeben.
Weiterhin können sie rund die Hälfte des
Übergangsgeldes für sich behalten.

Das gilt etwa für Jürgen W. Möllemann.
Der Liberale schied im Januar 1993 aus
der Bundesregierung aus, gründete eine
Firma und war nach eigenen Angaben
dort so erfolgreich, daß ihn ein Minister-
25



Deutschland

26

Ehemaliger R
Mäuse im roten Filz
Wie sich Stadtdirektoren in Nordrhein-Westfalen ihren vorzeitigen Ruhestand 

vergolden lassen – auf Kosten des Steuerzahlers
Der Mann galt dem Bund der Steu-
erzahler als leuchtendes Beispiel:
Burghard Lehmann hatte als

Stadtdirektor das westfälische Schloß
Holte-Stukenbrock zur Gemeinde mit der
geringsten Verschuldung und den nied-
rigsten Steuersätzen gemacht. 1992 wur-
de der sparsame Haushälter vom Steuer-
zahlerbund mit dem „Eisernen Steuer-
groschen“ ausgezeichnet.

Doch Lehmann kann auch anders.
Anfang 1994 ging er als Oberstadtdirek-
tor nach Remscheid. Als dort Rot-Grün
die Mehrheit im Stadtrat bekam, wurde
der CDU-Verwaltungschef nach nur ei-
nem Jahr aus dem Amt gewählt und heu-
erte bei der Unternehmensberatung Ro-
land Berger an.

Seitdem stehen Lehmann nach dem
Beamtenversorgungsgesetz, zusätzlich zu
seinem neuen Einkommen, Ruhestands-
bezüge von 75 Prozent seines letzten
Salärs bei der Stadt Remscheid zu. In 
seiner Besoldungsgruppe B5 macht das
immerhin rund 9000 Mark.

Solche Privilegien genießen inzwi-
schen auch eine ganze Reihe seiner 
Kollegen. Bei den letzten Kommunal-
wahlen gab sich das Land Nordrhein-
emscheider Oberstadtdirektor Le
Westfalen ähnlich wie Niedersachsen
eine neue Kommunalverfassung. Damit
wird die städtische Doppelspitze aus 
ehrenamtlichem Bürgermeister und
hauptamtlichem Verwaltungschef, ein
Relikt aus der britischen Besatzungszeit,
abgeschafft.

Bis spätestens 1999, mit der nächsten
Kommunalwahl, sollen die Bürgermeister
wie bundesweit üblich auch den Verwal-
tungen vorstehen. Eine solche Monospit-
ze können die Stadträte aber auch vor-
zeitig einführen, etwa wenn die Dienst-
zeit des Stadtdirektors abläuft oder durch
Abwahl des Amtsinhabers endet.

Auf Politiker aller Parteien wirkte das
wie eine Einladung. Einer der ersten, die
von der neuen Regelung profitierten, war
Bonns ehemaliger Oberstadtdirektor 
Dieter Diekmann (CDU). Weil Oberbür-
germeisterin Bärbel Dieckmann (SPD)
und die neue rot-grüne Mehrheit 1995 in
der früheren Bundeshauptstadt möglichst
schnell die ganze Führung wollten, muß-
te der Oberstadtdirektor weichen.

Diekmann, heute Vorstand bei der
Deutschen Bau- und Grundstücksge-
sellschaft, einer Veba-Tochter, nahm 
als Ruhestandsgehalt 74 Prozent seiner 
d e r  s p i e g e l  1 4 / 1 9 9 7

hmann: Vom sparsamen Haushälter zum wo
B9-Bezüge (rund 11000 Mark) mit in die
gutdotierte Position in der Privatwirt-
schaft.

Nach demselben Modell machte der
Hagener Oberstadtdirektor Dietrich Freu-
denberger (SPD) Platz für den Genossen
Dietmar Thieser, bis dahin ehrenamtlicher
Oberbürgermeister und Bundestagsabge-
ordneter. Freudenbergers 75 Prozent der
B8-Bezüge addieren sich mit seinem Ein-
kommen als Geschäftsführer der Harpen
AG zu einem fürstlichen Gehalt.

In Castrop-Rauxel riß zwar der tradi-
tionell rote Filz, teuer für die Stadt wur-
de es gleichwohl. Stadtdirektor Walter
Stach hätte gern noch eine zweite Amts-
periode gedient, mußte aber zugunsten
des SPD-Fraktionsvorsitzenden Detlef
Funke verzichten. Der kämpfte nicht nur
für die Monospitze, sondern wollte sich
auch gleich hineinwählen lassen.

Bei der entscheidenden Abstimmung
im Rat spielten zwei Genossen nicht mit.
Funke sprang zu kurz, und Stach geht
spazieren – mit 75 Prozent von B5. Die
Stelle des Stadtdirektors ist derzeit aus-
geschrieben.

Diese Segnungen des Beamtenversor-
gungsgesetzes seien, so heißt es im nord-
hlversorgten Pensionär 
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amt finanziell gar nicht mehr reizt. Der
Geschäftsmann Möllemann profitierte da-
von, daß ihm die Steuerzahler drei Jahre
lang beim Aufbau der neuen Existenz 
halfen. Übergangsgeld neben den Diäten:
rund 235 000 Mark.

Die Grüne Schoppe war bis Anfang 1994
Frauenministerin in Hannover. Ihr Über-
gangsgeld (derzeit rund 5800 Mark) für 
die knapp vierjährige Amtszeit läuft noch.
Ab 27. Juni ist sie 55 Jahre alt, die halbe
Ministerpension wird dann fällig – knapp
3000 Mark.

Gleichwohl sind es wieder einmal die
Grünen, die gegen den Bonner Korpsgeist
verstoßen. Ihre Rechtsexperten Gerald
Häfner, 40, und Rezzo Schlauch, 49, legten
vergangene Woche zwei Gesetzentwürfe
vor, die den „unheimlichen Wildwuchs“
bei den so einträglichen Privilegien für die
Politikklasse beseitigen sollen: „Die kann
man doch keinem Menschen mehr erklären
(Häfner).“

Reduzierte Beträge, verkürzte Fristen
sowie eine „saubere und faire“ Gegen-
rechnung aller Übergangsgelder und Ver-
sorgungsbezüge gegen andere aktive Be-
zahlungen sind das Ziel der Gesetzes-
initiativen – das Ende der Doppelalimen-
tation. Das solle dann „auch für Politiker
gelten, solange sie als Bundestagsabgeord-
nete noch einer bezahlten Vollzeitbe-
schäftigung nachgehen“, fordert der grüne
Haushaltsexperte Oswald Metzger.

Für die Mehrheit des Bonner Parla-
ments kommen die Entwürfe zur Unzeit
– und zwar in jeder Beziehung. Das drän-
gendste Ziel der Damen und Herren 
Abgeordneten ist zunächst einmal, die
zum 1. Juli beschlossene Erhöhung ihrer
Diäten um 525 Mark unbeschadet durch-
zubringen.

Schon einmal, im vorigen Frühsommer,
hatten die Bündnis-Grünen eine öffentliche
Diskussion angezettelt, die zum Nachteil
der Mandatsträger ausging. Unter massi-
vem öffentlichen Druck stimmte die Mehr-
heit der Abgeordneten damals notgedrun-
gen einer Aussetzung der zum 1. Juli 1996
geplanten Erhöhung ihrer Bezüge um ein
Jahr zu.

Das soll ihnen nicht noch mal passieren.
Deshalb vereinbarten CDU/CSU, SPD und
FDP, diesmal auf keinen Fall zu wackeln
und auch an der für nächstes Jahr be-
schlossenen Erhöhung um weitere 525
Mark unbedingt festzuhalten.

Für eine grundlegende Strukturreform,
wie die Grünen sie wollen, sinken damit
die Chancen erheblich. Wenn es ans eige-
ne Budget geht, ist den Sparaposteln in
Bonn der eigene Geldbeutel am Ende im-
mer noch wichtiger als der gute Eindruck.
Der Sozialdemokrat Wiefelspütz jedenfalls
glaubt nicht an das Ende der Doppelali-
mentation: „Es sind zu viele ganz, ganz
wichtige Leute unmittelbar betroffen und
zu viele von uns, die gern betroffen
wären.“ ™
rhein-westfälischen Innenministerium,
„ganz bewußt“ in die geänderte Kom-
munalverfassung eingebaut worden. Da-
mit wollte der Landtag die schnellere
Umsetzung des neuen Kommunalwahl-
rechts fördern.

Daß sich damit „eine bestimmte Sorte
Mäuse“ auf Kosten des Steuerzahlers be-
dient, wie es im Düsseldorfer Innenmini-
sterium heißt, war angeblich nicht ge-
wollt, mit Sicherheit aber vorauszusehen.
So hofft NRW-Innenminister Franz-Josef
Kniola (SPD) darauf, daß sein Bonner
Kollege Manfred Kanther, der in diesen
Tagen Vorschläge zur Änderung des Ver-
sorgungsrechts vorlegen will, auch die
nordrhein-westfälischen Spezialitäten
korrigiert.

Die haben allerdings schon eine lange
Tradition. So wurde der frühere Krefelder
Oberstadtdirektor 1988 abgewählt, weil
eine Polizeistreife bei einer lauten Feier
in seiner Wohnung nicht nur zwei „an-
gereiste Damen“, sondern auch drei
Gramm Haschisch vorfand. Der Mann
kam als Hafenkoordinator bei einer Ent-
wicklungsgesellschaft der Stadt Düssel-
dorf unter. Die Stadt Krefeld muß ihrem
Feste feiernden Ex bis heute 7500 Mark
monatlich überweisen.

Selten nur findet sich unter den vom
Staat Bedienten soviel Anstand wie bei
dem früheren Duisburger Oberstadtdi-
rektor Richard Klein. Der Genosse wech-
selte von der Stadt- in die RWE-Spitze.
Die ihm zustehenden Ruhestandsbezüge
von rund 10000 Mark mochte er nicht
auf das Millionensalär beim Energie-Rie-
sen draufsatteln. Für die Laufzeit seines
Vertrages spendet Klein das Steuerzahler-
geld dem städtischen Betriebskindergar-
ten – nach Steuer und gegen Spenden-
quittung.
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